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1. Gesetzliche Grundlagen 

Aufgaben , Rechte, Pfll hten und Verantwortung im straßenwesen der 
Deut schen Demokratischen Republik regeln genauso wie in den anderen 
Bereichen der Volkswirtschaft C-esetze und Verordnungen. Die wichtig­
sten hier von sind nachstehend aufgefUhrt . Ergänzt sind die selben mit den 
Im straßenwesen geltend n sonstigen Vorschriften e inschließlich der all ­
gemein bekrumten Merkblätter für das Straßenwesen . 

1.1. Straßenverordnun 9 

Die Verordnung ' ber die öffentlIchen Straßen - Straßenverordnung ­
vom 22.8.1974 !i.1J sowie die hierzu erlassenen DurchfHhrungsbestim­
mungen vom gleichen Tage Li.2J. Ll .3J-kUnIttgtnlbrel' Gesamtheit 
als Straßenverordnung bezeichnet - sind das grundl gende Ge setz i m 
Straßenwesen. Sie ersetzen die alte Ve rordnung Uber d as Btraßenwesen 
vom 18.7 .1 957 !i .V elnschlie ßllcb der hierzu erlassenen Durchführungs­
bestimmungen. 

Die Straßenverordnung gil t für s taatliche Organe, wIrtschaftsleitende 
Orgune, Komttnate , Betriebe, GenossenscllAften, ,Einrichtungen des 
Straßenwesens und Btirger. Se r e gelt deren ufgaben, R chte, pflichten 
und Verantwortung. 

Das Mini sterium Rlr Verkehrswesen und die örtliehen staatlichen 
Organe (Rat des Bezirkes, :Rat de s Kreise s, Rat der Stadt , Rat der 
Gemefnde) haben nach de Str aßenverordnung die ein heI tlic he Entwick ­
lung de r öffentlichen straßen und deren öffentUche utzung zu sichern. 

Öff en t l1 be St r a ß en sind alle Straßen, Wege und Plätze eln­
schUe BUcb Parkpllitze, die der öffentlichen Nutzung durch den Fahrzeug­
und Fußgängerver kehr dienen. Man untersche ide t zwei Arten : 

straßen, die lluaschlle ßllch der öffentlichen Nutzung dienen; das sind 
Autobahnen, Fernverkehrsstraßen, Bezi ksstJ;aßen, Kreis t raßen, 
Stadt- und Gemeindestraßen . Bechtsträger fü r die se Str aßen sind die 
zusttindigen staatUchen Organe. 

- stra ßen, die der betrteblich-äffentlichen Nutzung dienen; das können 
u .a. sein: Zufahrten zu WerkBn. land- und forstwlrtsc haftliche Wege, 
Zufahrten zu Tr uppenübungs plätzen, Parkplätze an Kaufhäu sern. Da 
diese Straßen ne hen de r öffentlichen Nutzung vorwi gend den Betrie­
ben dienen, befinden sie sich in der en Rechtsträgerschaft und sind 
de r en Eigentum . 

W rkstraßen gehören nicht zu den öffentlichen straßen. 
Der Begriff "öffentliche Nutzung" i st an die stelle des Begriffs " Ge ­


melngebrauch" getreten . Zwischen den heiden Begriffen bestehen quali ­

tative Unte rschi ede. Die neue Straßenverordnung bestimmt im Gegensatz 
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